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Das Antidiskriminierungsgesetz ist da.
Fluch oder Segen?

Unmittelbar
vor ihrem Start
hatte die dies-
jährige Tour de
France für die
deutschen Zu-
schauer   an

Reiz verloren. Top-Favorit Jan
Ullrich  wurde  wegen  des
Verdachts  auf Doping vom
Team  Telekom  suspendiert.
Seitdem herrscht Rätselraten:
Tat er es oder tat er es nicht?
Jan Ullrich schweigt bislang –
der Verdacht bleibt. Was aber
sind  die  arbeitsrechtlichen
Konsequenzen eines Doping-
vorwurfs?
Auch wenn nicht bewiesen ist,

dass der Sportler illegale Sub-
stanzen eingenommen hat, kann
der Arbeitgeber unter be-
stimmten Voraussetzungen die
Kündigung aussprechen. Aber
gilt nicht im deutschen Recht
die Unschuldsvermutung? Im
Strafrecht mag dies richtig sein
– anders im Arbeitsrecht. Dort
gibt es die so genannte Ver-
dachtskündigung. Danach
genügt allein der objektiv
begründete Verdacht, dass der
Arbeitnehmer eine Vertrags-
verletzung begangen hat, die aus
Arbeitgebersicht das notwendige
Vertrauen in den Arbeitnehmer
zerstört. Es kommt also nicht
darauf an, dass der Arbeitnehmer

die Tat tatsächlich begangen hat.
Auch ein Unschuldiger kann
seinen Arbeitsplatz verlieren,
wenn hinreichende Tatsachen
einen entsprechenden Verdacht
begründen. Der Arbeitnehmer ist
aber in jedem Fall zu dem gegen
ihn gerichteten Verdacht zu
hören. Er kann ihn ausräumen
und seine Unschuld beweisen.
Jan Ullrich hätte also gut daran
getan, die gegen ihn gerichteten
Vorwürfe zu entkräften. Jetzt
kann ihm der Rauswurf bei
seinem Arbeitgeber drohen –
unabhängig von weiteren Konse-
quenzen.
� Rechtsanwältin Antje Reinicke,
Fachanwältin für Arbeitsrecht

Es ist nun soweit. Das „Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz
(AGG)“ tritt in Kraft.
Da Deutschland mit der Um-
setzung der vier europäischen
Richtlinien bereits in Verzug
war, stand die Bundesregierung
zur Vermeidung von Zwangs-
geldern enorm unter Zeitdruck
und hat nun das AGG „durch-
geboxt“.
Der Koalitionskompromiss war
heftig umstritten, es gab noch
Änderungen in aller letzter
Sekunde. So wurde das Klage-
recht von Gewerkschaft und
Betriebsrat als auch die Regelung
zur Beweislastumkehr abge-
schwächt. Auf Basis dieses
politischen Kompromisses konnte
im Bundestag das AGG am
29.6.2006 verabschiedet werden.
Was kommt auf uns zu? Der
Schwerpunkt des AGG liegt in
dem Diskriminierungsschutz in

Beschäftigung und Beruf. Es wird
ein Benachteiligungsverbot nor-
miert, das alle Diskriminie-
rungsmerkmale aus Art. 13 EG-
Vertrag (Geschlecht, Rasse oder
ethnische Herkunft, Religion oder
Weltanschauung, Alter, Behin-
derung und sexuelle Identität)
berücksichtigt.
Tarifvertragsparteien, Arbeitge-
ber, Beschäftigte und deren Ver-
tretungen sollen daran mit-
wirken, Benachteiligungen zu
verhindern oder zu beseitigen.
Betroffene Beschäftigte können
sich beim Arbeitgeber, einem
Vorgesetzten oder dem Betriebs-
rat beschweren. Sie haben An-
spruch auf Ersatz des ihnen
entstanden materiellen und
immateriellen Schadens.
Diese Rechte sind innerhalb von
zwei Monaten seit Kenntnis von
der Diskriminierung geltend zu
machen und können notfalls vor

dem Arbeitsgericht eingeklagt
werden. Wenn Indizien bewiesen
sind, die eine Benachteiligung
wegen eines im Gesetz genann-
ten Merkmals vermuten lassen,
kehrt sich die Beweislast um.
Dann muss die andere Seite be-
weisen, dass keine Benach-
teiligung vorliegt. Betroffene
Arbeitnehmer können sich in
Betrieben mit mehr als fünf
Mitarbeitern aber auch an den
Betriebsrat wenden. Bei groben
Verstößen des Arbeitgebers
gegen das Benachteiligungs-
verbot können der Betriebsrat
oder eine im Betrieb vertretene
Gewerkschaft auch ohne Zu-
stimmung des Betroffenen gegen
den Arbeitgeber auf Unter-
lassung oder Vornahme einer
Handlung klagen. Beim Bundes-
familienministerium ist die
Schaffung einer Antidiskrimi-
nierungsstelle vorgesehen. Anti-

diskriminierungsverbänden ist
die Rechtsberatung und die Ver-
tretung vor Gericht als Beistände
Benachteiligter in Verfahren ohne
Anwaltszwang gestattet.
Gleichwohl wurde übersehen,
dass sich im hinteren Teil des Ge-
setzes nach wie vor eine Ände-
rung des Arbeitsgerichtsgesetzes
befindet, die besagt, dass Antidis-
kriminierungsverbände in Arbeits-
gerichtsverfahren als Prozess-
vertreter auftreten können.
Da das AGG verabschiedet ist,
muss nun ein neues Gesetz her,
dass diese Diskrepanz behebt.
Sicher wird dies nicht die letzte
Änderung sein. Die Sache bleibt
also spannend. Damit Sie praxisfit
für das AGG sind, verweisen wir
auf die im Herbst 2006 statt-
findenden APS-Seminare.

� Rechtsanwältin Antje Reinicke,
Fachanwältin für Arbeitsrecht
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AGB-Kontrolle einer vertraglich
vereinbarten Ausschlußfrist

Seit der Schuldrechtsreform
unterliegen Formulararbeits-
verträge der AGB-Kontrolle.
Das BAG hat bereits mehrere
Entscheidungen zu der Wirk-
samkeit vertraglicher Aus-
schlussfristen getroffen und
sich insbesondere zu der
Länge der einzelnen Aus-
schlußfristen erklärt.

Die Parteien stritten über Ar-
beitsvergütung. Die beklagte
Arbeitgeberin verwies auf § 10
ihres vorformulierten Arbeits-
vertrages vom 24.09.2003.
Dieser lautete: „Ansprüche aus
dem Arbeitsverhältnis müssen
von beiden Vertragsteilen
spätestens innerhalb eines
Monats nach Beendigung
schriftlich geltend gemacht

werden. Anderenfalls sind sie
verwirkt.“ Das Arbeitsverhältnis
der Klägerin endete zum
31.08.2004. Mehr als einen
Monat später, am 22.10.2004,
machte die Klägerin Vergü-
tungsdifferenzen geltend.

Das BAG (Entscheidung vom
01.03.2006 – 5 AZR 511/05 –)
hat die Entscheidungen der
Vorinstanzen bestätigt und der
Klage statt gegeben. Die ver-
traglich vereinbarte Aus-
schlussfrist sei wegen einer
erheblichen Abweichung von
dem gesetzlichen Grundge-
danken des § 199 BGB gemäß
§ 307 Abs. 1 S. 1 BGB
unwirksam. Für den Beginn
einer vertraglichen Ausschluss-
frist habe die Fälligkeit des

jeweiligen Anspruchs maß-
geblich zu sein, nicht aber die
Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses. Ein Anspruch könne

meistens erst mit Fälligkeit
beziffert werden.
� Dr. Martin Römermann,
Rechtsanwalt

Praxistipp
Nach den diversen Ent-

scheidungen des BAG zum
Thema „Ausschlussfristen“
(Entscheidung vom 25.05.05
– 5 AZR 572/04 – sowie
vom 28.09.2005 – 5 AZR
52/05 –) empfehlen wir fol-
gende Musterformulierung
in Standardarbeitsverträgen:

„Alle Ansprüche aus dem und
im Zusammenhang mit dem
Arbeitsverhältnis verfallen,
wenn sie nicht innerhalb einer

Frist von drei Monaten nach
ihrer Fälligkeit gegenüber der
anderen Vertragspartei schrift-
lich geltend gemacht werden.
Lehnt der Vertragspartner den
Anspruch ab oder erklärt sich
nicht binnen eines Monats
nach Geltendmachung, so ver-
fällt der Anspruch ebenfalls,
wenn er nicht binnen einer
weiteren Frist von drei Mo-
naten nach Ablehnung oder
dem Fristablauf gerichtlich
geltend gemacht wird.“

Soweit Arbeitgeber die Aus-
bildungskosten eines Arbeit-
nehmers vorfinanzieren, möch-
ten sie auch von den Früchten
dieser Ausbildung profitieren.
Nach bisher gängiger Praxis
wurden Rückzahlungsklauseln
vereinbart, wonach Ausbil-
dungskosten bei vorzeitiger
Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses anteilig zu erstatten
waren. Diese Klauseln müssen
nach der Entscheidung des BAG
vom 11.04.2006 – 9 AZR
610/05 – neu gefasst werden.

Der beklagte Arbeitnehmer
wurde bei der klägerischen
Arbeitgeberin als Sachver-
ständiger ausgebildet. Der
Arbeitsvertrag enthielt eine
Klausel, wonach die voraus-
sichtlichen Ausbildungskosten
bei Beendigung des Arbeits-
verhältnisses innerhalb von
zwei Jahren ab Ausbildungs-

ende anteilig zurückzuzahlen
waren. Für jeden Monat nach
Abschluss der Ausbildung war
dem Arbeitnehmer 1/24 der
Ausbildungskosten zu erlassen.
Die Ausbildung des Arbeit-
nehmers endete im August
2002 und im Mai 2003 kün-
digte dieser sein Arbeits-
verhältnis. Als die Arbeitgeberin
die anteiligen Ausbildungs-
kosten einklagte, wies das BAG
die Klage ab.

Die Rückzahlungsklausel sei
unwirksam, da sie den Arbeit-
nehmer entgegen den Geboten
von Treu und Glauben unange-
messen nach § 307 Abs. 1 Satz
1 BGB belaste. Die Klausel dürfe
keine Rückzahlung regeln, ohne
den Grund der Beendigung zu
berücksichtigen.

� Dr. Martin Römermann
Rechtsanwalt

Rückzahlungsklausel – Ausbildungskosten
Praxistipp
Wir empfehlen folgende
Formulierung:

 "Der Arbeitnehmer ist zur
Rückzahlung der von dem
Arbeitgeber übernommenen
Kosten der Ausbildungsmaß-
nahme verpflichtet, wenn er
das Arbeitsverhältnis selbst
kündigt, ohne dass ein Grund
vorliegt, den der Arbeitgeber
zu vertreten hat, oder wenn
das Arbeitsverhältnis vom Ar-
beitgeber aus einem Grund
gekündigt wird, den der Ar-
beitnehmer zu vertreten hat.
Im Fall einer betriebsbedingten
Kündigung besteht keine Rück-
zahlungspflicht. Für jeden
Monat der Beschäftigung nach

Beendigung der Ausbildungs-
maßnahme werden dem Ar-
beitnehmer 1/X des gesamten
Rückzahlungsbetrags erlassen."

Für die Dauer der zulässigen
Bindung des Arbeitnehmers
an den Arbeitgeber ist auf
die Dauer der Fortbildungs-
maßnahme, die Höhe der
Kosten, die Freistellung des
Arbeitnehmers und dessen
Vergütung abzustellen. Aus
§ 624 BGB ergibt sich ein
gesetzliches Höchstmaß für
die Dauer der Bindung von
fünf Jahren, wobei diese
Höchstdauer nur in Aus-
nahmefällen gerechtfertigt
sein wird.



Ein Arbeitnehmer fällt bei
seinem Arbeitgeber vom Zeit-
punkt des Elternzeit- oder
Elternteilzeitverlangens an
unter den besonderen Kündi-
gungsschutz des § 18 BErzGG.
Etwas anderes gilt nach der
Entscheidung des BAG vom
02.02.2006 – 2 AZR 596/04 -
für Arbeitnehmer, deren Ar-
beitsverhältnis beim bisherigen
Arbeitgeber aufgrund Eltern-
zeit suspendiert ist und die in
dieser Zeit ein Teilzeit-
arbeitsverhältnis mit einem
neuen Arbeitgeber eingehen.

Die Klägerin wandte sich in
einem Kündigungsschutz-
verfahren gegen die Wirk-
samkeit einer ordentlichen

Kündigung. Als Ärztin war sie
in Elternzeit gegangen. Wäh-
rend dieser Zeit trat sie mit Ge-
nehmigung des bisherigen
Arbeitgebers bei der beklagten
Arbeitgeberin eine Stelle als
teilzeitbeschäftigte Assistenz-
ärztin an. Nach zwei Monaten
war ihr ordentlich gekündigt
worden. Ihre Kündigungs-
schutzklage stützte die Klägerin
vor allem darauf, als Arbeit-
nehmerin in Elternteilzeit falle
sie unter den Sonderkündi-
gungsschutz des § 18 BErzGG.

Sie verlor in allen drei Instan-
zen. Das BAG hat bestätigt, dass
der Sonderkündigungsschutz
des § 18 Abs. 1 und Abs. 2
BErzGG nur für den Arbeitgeber

gelte, dem gegenüber Elternzeit
i.S.v. § 15 BErzGG in Anspruch
genommen werde. Keinesfalls
könne dieser Kündigungsschutz
für den neuen Arbeitgeber gel-
ten, der nur eine vorübergeh-

ende Beschäftigung während
der Elternzeit anbiete.

� Dr. Martin Römermann,
Rechtsanwalt

Kündigungsverbot des § 18 BErzGG gilt nicht für den anderen Arbeitgeber
Sonderkündigungsschutz in der Elternzeit
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Hinweis
Arbeitnehmer, die bei ihrem

Arbeitgeber die Arbeitszeit
verringern, indem sie Eltern-
teilzeit beanspruchen, fallen
regelmäßig unter den Son-
derkündigungsschutz des
§ 18 BErzGG. Entscheidend
ist, dass der Umfang der ver-
ringerten Arbeitszeit zwischen
15 und 30 Stunden beträgt.

Arbeitnehmer, die bereits vor
Elternteilzeit bei ihrem bis-
herigen Arbeitgeber in ver-
ringerten Umfang von 15 bis
30 Stunden tätig waren,
fallen automatisch unter den
Sonderkündigungsschutz des
§ 18 BErzGG. Der Sonder-
kündigungsschutz endet mit
der Vollendung des dritten
Lebensjahres des Kindes.
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Unterrichtungspflicht
bei Betriebsübergang

Arbeitnehmer sind vom
bisherigen Arbeitgeber oder
dem zukünftigen Betriebs-
inhaber über einen Betriebs-
übergang gem. § 613 a Abs. 5
BGB zu unterrichten. In seiner
Entscheidung vom 13.07.2006
– 8 AZR 305/05 – hat das BAG
die Anforderungen an ein
solches Unterrichtungsschrei-
ben präzisiert.
Die Klägerin war bei der be-
klagten Arbeitgeberin beschäf-
tigt. Im Januar 2004 wurde der
Klägerin der Betriebsübergang
zum 01.02.2004 auf eine andere
Gesellschaft mitgeteilt. Kurz nach
dem Betriebsübergang stellte der
neue Betriebsinhaber Insolvenz-
antrag. Die Klägerin widersprach

dem Übergang ihres Arbeits-
verhältnisses erst im März 2004.
Die Parteien stritten um die
Rechtzeitigkeit des Widerspruchs
und den Umfang der Informa-
tionspflicht nach § 613 a Abs. 5
BGB.
Das BAG entschied gegen den
beklagten Veräußerer. Das Unter-
richtungsschreiben enthalte
schon keine näheren Angaben
über die Adresse des Erwerbers.
Ferner sei das Unterrichtungs-
schreiben rechtlich fehlerhaft,
die einmonatige Widerspruchs-
frist habe daher nicht zu laufen
begonnen.

� Dr. Martin Römermann,
Rechtsanwalt

Hinweis
Das BAG unterstreicht

abermals die Gefahren, die
mit dem Unterrichtungs-
schreiben nach § 613 a Abs.
5 BGB bei Betriebsübergang
verbunden sind. Wer hier

Fehler macht und standardi-
sierte Unterrichtungsschrei-
ben verwendet, muss jederzeit
mit Widersprüchen ehe-
maliger Arbeitnehmer rech-
nen.



Im Zusammen-
hang mit dem
Ausspruch einer
K ü n d i g u n g
wird häufig
übersehen, dass
deren Zugang

beim Kündigungsempfänger im
Streitfall von demjenigen zu
beweisen ist, der die Kündigung
erklärt hat. Gerade bei der
Beendigung von Arbeitsver-
hältnissen kommt es maßgeb-
lich darauf an, dass das Kündi-
gungsschreiben dem Empfänger
rechtzeitig zugeht und das auch
beweisbar ist.
Wie stellt man dies sicher? Die
einfachste Methode besteht
darin, das Kündigungsschreiben
dem Empfänger persönlich zu
übergeben und sich den Erhalt
der Kündigung unter Angabe des
Datums quittieren zu lassen. Ist
das nicht möglich ist, z.B. weil
der Kündigungsempfänger im
Urlaub ist oder im Krankenhaus
liegt, reicht es nicht, das Kündi-
gungsschreiben mit normaler
Post zu versenden. Denn es gibt
keine gesetzliche Vermutung
dafür, dass ein in die Post
gegebenes Schreiben tatsächlich
seinen Empfänger erreicht. Für
den Empfänger würde es daher
genügen, zu behaupten, er habe
das Kündigungsschreiben nie
erhalten.
Einschreiben mit Rückschein?
Häufig werden Kündigungen per
Einschreiben mit Rückschein ver-
schickt. Dies stellt jedoch keinen
geeigneten Weg dar, den Zugang
der Kündigung zu beweisen.
Denn wenn der Empfänger vom

Postboten nicht angetroffen wird
und das Schreiben trotz Benach-
richtigung nicht bei der Post
abholt, gilt die Sendung als nicht
zugestellt.
Der sicherste Weg neben der
persönlichen Übergabe besteht
immer noch darin, das Kündi-
gungsschreiben durch einen
Dritten oder im Beisein eines
Dritten persönlich in den
Briefkasten des Empfängers
einzulegen. Hierbei kommt es
maßgeblich darauf an, dass der
Dritte, der in einem späteren Pro-
zess als Zeuge fungieren kann,
das Kündigungsschreiben sieht,
bevor es in den Umschlag ge-
steckt wird. Um Gedächtnis-
lücken vorzubeugen, empfiehlt
es sich, einen Vermerk darüber
zu fertigen, an welchem Tag, zu
welcher Zeit und im Beisein
welcher Personen das Schreiben
in den Hausbriefkasten eingelegt
wurde.
Wohnt der Kündigungsempfän-
ger zu weit weg, um das Schrei-
ben persönlich einzuwerfen, kann
im Notfall der Weg des Einwurf-
einschreibens gewählt werden.
Man sollte dann allerdings auch
darauf achten, dass das Kündi-
gungsschreiben unter Zeugen in
einen Umschlag gesteckt und zur
Post gebracht wird.
Wann wird die Kündigung
wirksam?
Für die Rechtzeitigkeit der Kündi-
gung genügt es nicht, dass die
Kündigung am letzten Tag des
Monats auf den Weg zum
Empfänger gebracht wird. Es
handelt sich bei der Kündigung
um eine einseitige, empfangs-

bedürftige Willenserklärung.
Wird eine solche Erklärung
gegenüber einem anderem
abgegeben, so wird sie erst in
dem Zeitpunkt wirksam, in
welchem sie ihm zugeht. Wann
aber ist eine Kündigungser-
klärung zugegangen? Dann,
wenn sie so in den Bereich des
Empfängers gelangt ist, dass
dieser unter normalen Verhält-
nissen die Möglichkeit hat, vom
Inhalt der Erklärung Kenntnis zu
nehmen. Übergibt man das
Kündigungsschreiben persönlich,
so ist davon auszugehen, dass
der Empfänger dieses sofort zur
Kenntnis nimmt. Wird die Kündi-
gung aber über den Briefkasten
des Empfängers zugestellt, ist
nicht in jedem Fall davon aus-
zugehen, dass der Zugang an
dem Tag erfolgt, an dem das
Schreiben in den Briefkasten
gelangt. Vielmehr ist darauf
abzustellen, wann der Empfänger
unter normalen Umständen die
Möglichkeit hat, von der Er-
klärung Kenntnis zu nehmen.
Legt man das Schreiben am
späten Abend oder zur Nachtzeit
in den Briefkasten ein, wird der
Empfänger erst am darauf
folgenden Tag von dem Schrei-
ben Kenntnis nehmen, nämlich
dann, wenn er üblicherweise
seinen Briefkasten leert. Es em-
pfiehlt sich daher, den Einwurf
in den Briefkasten am Vormittag
vorzunehmen.
Zugangshindernisse hindern
Wirksamwerden nicht
Ist der Empfänger wegen Urlaubs
oder Krankheit nicht in der Lage,
vom Inhalt der ihm übermittelten

Erklärung Kenntnis zu nehmen,
so steht das dem Zugang der
Erklärung nicht entgegen. Es
handelt sich um Zugangshin-
dernisse, die alleine aus der
Sphäre des Empfängers stammen.
Der Empfänger ist dafür verant-
wortlich, dass ihn Erklärungen
auch in Zeiten seiner Ortsab-
wesenheit erreichen. Auch wenn
derjenige, der die Kündigung
ausspricht, wusste, dass der
Empfänger ortsabwesend ist, so
hindert dies die Wirksamkeit des
Zugangs nicht. Kannte er
allerdings die Interimsanschrift
des Empfängers, so kann dies
ausnahmsweise eine andere
Beurteilung rechtfertigen (BAG
NJW 1989, 606, 2213).

� Carolin Mirwald
Rechtsanwältin
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Checkliste
• Kündigungsschreiben

rechtzeitig auf den Weg
bringen

• Zugang erfolgt, wenn
Empfänger unter ge-
wöhnlichen Umständen
vom Inhalt des Schreibens
Kenntnis nehmen kann

• Beweisbarkeit des Zu-
gangs sicherstellen durch

- Persönliche Übergabe
unter Zeugen/Empfang
quittieren lassen

- Persönlichen Einwurf in
den Hausbriefkasten
unter Zeugen

- Einwurfeinschreiben,
wenn andere Varianten 
nicht möglich sind

Beratungstipp 1/06
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